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Wilsons dritte Note. Die Entlassung Ludendorffs

Staatsdepartement, 23. Oktober 1918.

Mein Herr! nter Berücksichtigung der von Ihnen übermittelten Note
der deutschen Regierung vom 20. Oktober beehre ich mich, Sie zu benach-
richtigen, daß der Herr Präsident mich beauftragt hat, folgendes darauf
zu antworten:

„Nachdem der Dräsident der Vereinigten Staaten die feierliche und deutliche
Erklärung der deutschen Regierung erhalten hat, daß sie rückhaltlos die Vor-
bedingungen für den Frieden, welche er in seiner Botschaft vom 8. Jamiar 1918
an den Kongreß der Vereinigten Staaten niedergelegt hat, sowie die Grundsätze
einer Friedensregelung, welche in seinen folgenden Botschaften und namentlich
in der vom 27. September verkündet wurden, annimmt, und daß sie wünscht, über
die einzuleitenden Schritte und deren Anwendungen Besprechungen zu eröffnen,
und daß dieser Wunsch und dieses Ziel nicht seitens derjenigen ausgesprochen wurde,
die bisher Deutschlands PDolitik diktierten und im Namen Deutschlands den gegen-
wärtigen Krieg führten, sondern seitens eines Ministeriums, das für die Mehrheit
des Reichstages und für eine Überwältigende Mehrheit des deutschen Volkes
spricht, und nachdem weiter der Präsident gleichfalls das weitere Versprechen
der deutschen Regierung erhalten hat, daß die Gesetze der Menschlichkeit und der
zivilisierten Welt sowohl zu Wasser wie zu Lande durch die deutschen Streiekräfte
werden beachtet werden, empfindet der Präsident, daß er sich nicht mehr weigern
könne, den Regierungen, mit denen die Vereinigten Staaten verbündet sind, mit
der Frage eines Waffenstillstandes näherzutreten.

Er hält es aber für seine Dflicht, neuerdings zu erklären, daß der einzige
Waffenstillstand, den ihnen zur Erwägung vorzuschlagen er sich für berechtigt er-
achten würde, ein solcher wäre, der die Vereinigten Staaten und die mit ihnen
assoziierten Mächte in einer Lage lassen würde, in der sie jeder Abmachung, welche
getroffen werden müßte, genügend Kraft beizusetzen vermögen, um eine Wieder-
aufnahme der Feindseligkeiten seitens Deutschlands unmöglich zu machen.

Der Präsident hat infolgedessen seine Korrespondenz mit den gegenwärtigen
deutschen Behörden den Regierungen, mit denen die Regierung der Vereinigten
Staaten als kriegführende Macht assoziiert ist, mit dem Vorschlag übermittelt,
falls diese Regierungen geneigt sind, den Frieden zu den angebotenen Bedin-
gungen und Grundsätzen herbeizuführen, ihre militärischen Ratgeber und die der
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